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Betreff:

Bebauungsplan Nr. 258/Ill ,Schlebusch - zwischen Bergische Landstrale, Dechant-
Fein-StralRe und Gregor-Mendel-Strale (Pfarrzentrum),

- Beschluss uber die eingegangenen Anregungen

- Beschluss uber die eingegangenen Stellungnahmen

- Satzungsbeschluss

Beschlussentwurf:

1. Uber die wahrend der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit geman
§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behdrden und sonstigen Trager 6f-

fentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 1 BauGB vorgebrachten Auerungen wird gemaR

Beschlussentwurf der Verwaltung (Anlage 6.1 der Vorlage) entschieden. Die Anlage
ist Bestandteil dieses Beschlusses.

I/A AuRerung im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit
I/A1:  AuRerung 01 - Schreiben vom 13.09.2021

I/B AuRerung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
I/B 1: AVEA

I/B 2: Ericcson

I/B 3: EVL



I/B 4. LVR-Amt fur Bodendenkmalpflege im Rheinland

I/B 5: LVR-Amt fur Denkmalpflege im Rheinland

I/B 6: O2

I/B 7: Pledoc
I/B 8: Polizei
I/B 9: Telekom

I/B 10: Unitymedia

I/B 11: Vodafone

I/B 12: Wirtschaftsférderung Leverkusen GmbH

I/C AuBerungen der Dienststellen der Stadt Leverkusen
I/IC 1: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen A6R (TBL)
I/C 2: Fachbereich 36

I/C 3: Fachbereich 63

I/C 4: Fachbereich 61/612

I/C 5: Fachbereich 02/021

I/C 6: Fachbereich 32

I/IC 7: Erganzende Stellungnahme UWB vom 17.06.2021

Uber die wahrend der &ffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen der
Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und der Behdrden und sonstigen Trager 6f-
fentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB wird gemal Beschlussentwurf der
Verwaltung (Anlage 6.2 der Vorlage) entschieden. Die Anlage ist Bestandteil dieses
Beschlusses.

II/A  Stellungnahmen der Offentlichkeit:

Vonseiten der Offentlichkeit wurden im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung nach
§ 3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben.

II/B  Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentl. Belange

/B 1: Amprion GmbH



/B 2:

/B 3:

/B 4:

/B 5:

/B 6:

/B 7:

/B 8:

[1/B 9:

[1/B 10:

/B 11:

/B 12:

/B 13:

[1/B 14:

[1/B 15:

[1/B 16:

/B 17:

[1/B 18:

/B 19:

[1/B 20:

/B 21:

I/B 22:

[1/B 23:

[1/B 24:

[1/B 25:

AVEA Entsorgungsbetriebe GmbH & Co. KG
Bezirksregierung Koln, Dezernat 25
Bezirksregierung Koln, Dezernat 33
Bezirksregierung Koln, Dezernat 35
Bezirksregierung Koln, Dezernat 52
Bezirksregierung Koln, Dezernat 54
Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG
Ericsson Services GmbH

GASCADE Gastransport GmbH

Gemeinde Odenthal

Geologischer Dienst NRW

Industrie- und Handelskammer zu Koln
LVR-Amt fir Denkmalpflege im Rheinland
Nahverkehr Rheinland GmbH

PLEDOC GmbH

Polizeiprasidium Kadln

Sportpark Leverkusen

Stadt Burscheid

Stadt Kéln

Stadt Monheim am Rhein

Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AGR (TBL)
Telekom

Thyssengas GmbH

Vodafone Deutschland GmbH



3.

[I/B 26: Westnetz GmbH
/B 27: Wupperverband

I1/C Stellungnahmen der Dienststellen der Stadt Leverkusen

l/C 1: Dezernat fir Finanzen und Digitalisierung

l/C 2: Fachbereich 03 - Gleichstellungsburo

l/C 3: Fachbereich 30 - Recht und Vergabestelle

[1/C 4: Fachbereich 32 - Umwelt

lI/C 5: Fachbereich 53 - Medizinischer Dienst

Il/C 6: Fachbereich 60 - Biro Baudezernat

l/C 7: Fachbereich 65 - Hochbau

II/C 8: Fachbereich 66 - Tiefbau

I/C 9: Fachbereich 66/661 - Tiefbau Verwaltungsabteilung
[l/C 10: Fachbereich 02 - Konzernsteuerung

[/C 11: Fachbereich 31 - Mobilitat und Klimaschutz

I/C 12: Fachbereich 36 - Ordnung und StralRenverkehr

I1/C 13: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen A6R (TBL)

Der Bebauungsplan 258/11l ,Schlebusch - zwischen Bergische Landstralde, Dechant-
Fein-Stralle und Gregor-Mendel-Stral’e (Pfarrzentrum) bestehend aus Planzeich-
nung und textlichen Festsetzungen, wird geman

§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
26. April 2022 (BGBI. | S. 674), in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. |
S. 3786), und BauO NRW in Kraft getreten am 4. August 2018 und zum 1. Januar
2019 (GV NRW 2018 S. 421), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086), in Kraft getreten am 22. September 2021,
sowie Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. d. B.
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 3 vom 25. Marz
2022 (GV. NRW. S. 412), in Kraft getreten am 15. April 2022; Artikel 1 des Gesetzes
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490, in Kraft getreten am 26. April,

als Satzung beschlossen.



Die als Anlage 5 der Vorlage beigefugte Satzungsbegrindung zum Bebauungsplan wird
gebilligt.

gezeichnet:
In Vertretung

Richrath Deppe



I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren
DX Nein (sofern keine Auswirkung = entféllt die Aufzahlung/Punkt beendet)

[ ] Ja — ergebniswirksam
Produkt: Sachkonto:
Aufwendungen flr die MaRhahme: €
Férdermittel beantragt: [ ] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:
Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

[ ] Ja - investiv
Finanzstelle/n: Finanzposition/en:
Auszahlungen fir die Malinahme: €
Férdermittel beantragt: [_] Nein [ ] Ja %
Name Forderprogramm:
Ratsbeschluss vom zur Vorlage Nr.
Beantragte Forderhohe: €

MaBRnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt
[ ] Anséatze sind ausreichend
[ ] Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle

in Hohe von €

Jahrliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:
[ ] Personal-/Sachaufwand: €
[] Bilanzielle Abschreibungen: €

Hierunter fallen neben den tblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen.

[ ] Aktuell nicht bezifferbar

Jahrliche Folgeertrage (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr:

[ ] Ertrige (z. B. Gebiihren, Beitrige, Auflosung Sonderposten): €
Produkt: Sachkonto

Einsparungen ab Haushaltsjahr:

[] Personal-/Sachaufwand: €

Produkt: Sachkonto

[] ggof. Hinweis Dez. Il/FB 20:

Il) Nachhaltigkeit der MaBnahme im Sinne des Klimaschutzes:

Klimaschutz Nachhaltigkeit kurz- bis langfristige
betroffen mittelfristige Nachhaltigkeit
Nachhaltigkeit
X ja [ | nein DM ja [ | nein X ja [ | nein DM ja [ | nein




Begriindung:

Geltungsbereich:

Das Plangebiet mit einer Grolze von circa 0,7 ha liegt an der Bergischen Landstral3e, die
in diesem Bereich die Fuligangerzone des Stadtteils Schlebusch darstellt. Im Sidosten
grenzt das Altenzentrum St. Elisabeth an das Plangebiet. Der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 258/Ill ,Schlebusch - zwischen Bergische Landstralle, Dechant-Fein-
Stralde und Gregor-Mendel-Stral3e (Pfarrzentrum)“ umfasst in der Gemarkung Schle-
busch die Flurstucke 309 teilweise, 311, 381, 505, 506 und in der Flur 42 sowie Flur-
stick 512 teilweise (Bergische Landstral3e) in der Flur 15.

Der Bereich wird
— im Nordwesten durch die Bergische Landstral3e,
— im Nordosten durch die Gregor-Mendel-Stralde,
— im Sudosten durch das Altenzentrum St. Elisabeth auf dem Grundstiick
An St. Andreas 6,
— und im Sudwesten durch die Grundstiicke Bergische Landstra’e Nr. 60
begrenzt.

Anlass und Verfahren:

Die katholische Kirchengemeinde Sankt Andreas in Schlebusch strebt eine Neuordnung
ihrer Einrichtungen an. Der Standort an der Kirche Sankt Andreas soll modifiziert und
durch den Neubau eines Pfarrzentrums aufgewertet werden. Einbezogen sind verschie-
dene Nutzungen, mit denen die Begegnungsmaoglichkeiten optimiert werden sollen. Dies
betrifft u. a. die Neuanlage eines Pfarrsaals und einer Bibliothek nebst Foyer und Café
und zusatzlichen Arbeitsraumen. Der bisherige Pfarrsaal an der Dechant-Fein-Stralde
soll aufgegeben werden.

Entsprechend soll das Gebaudeensemble, das die Pfarrkirche Sankt Andreas umgibt, in
seinem denkmalgeschutzten Bestand saniert und modernisiert sowie mit einem Erweite-
rungsbau, der an das Haus der Begegnung anschliel3t, erganzt werden. Die Freirdume
sollen zugleich neu geordnet und gartnerisch gestaltet werden.

Das stadtebauliche und architektonische Konzept beruht auf dem Ergebnis eines Reali-
sierungswettbewerbs, den die Kirchengemeinde in Abstimmung mit der Stadt Lever-
kusen im Jahr 2020 ausgelobt hatte. Entwurfsverfasser der mit dem 1. Preis ausge-
zeichneten Wettbewerbsarbeit sind LK Architekten (Leipertz, Kostulski PartG mdB aus
KdlIn) mit WES-Landschaftsarchitektur PartG mbB Betz, Kaschke, Wehberg-Krafft, Rod-
ding aus Hamburg.

Der rechtswirksame Bebauungsplan Nr. 25/77/111 ,Schlebusch-Ortsmitte” [asst mit sei-
nen Festsetzungen die Errichtung des neuen Pfarrzentrums nicht zu. Aus diesem An-
lass wird der Bebauungsplan Nr. 258/Ill ,Schlebusch - zwischen Bergische Landstralle,
Dechant-Fein-Stralle und Gregor-Mendel-Stralie (Pfarrzentrum)“ aufgestellt. Neben An-
passungen der Baufelder und Baugrenzen wird eine Erweiterung der Gemeinbedarfsfla-
che vorgenommen.

Zur Bewaltigung der Konflikte, die sich aus den bisher bestehenden Festsetzungen und
der Neuplanung des Pfarrzentrums ergeben, nimmt der Geltungsbereich des neuen Be-
bauungsplans auch die im Norden an das Kirchengrundstlick angrenzenden Flurstuicke,



einschlieBlich des angrenzenden Teilstlicks der Gregor-Mendel-Strale, auf. Hier wer-
den insbesondere die Uberbaubaren Grundstucksflachen so zugeschnitten, dass die
bestehenden Wegerechte und Stellplatze durch die Festsetzungen klnftig berticksichtigt
werden.

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans:

Die Katholische Kirchengemeinde Sankt Andreas Leverkusen-Schlebusch hat mit
Schreiben vom 09.03.2020 die Aufstellung des Bebauungsplans fir die oben beschrie-
bene Planung beantragt. AnschlieRend wurde ein Realisierungswettbewerb nach den
Vorgaben der Architektenkammer (Richtlinie RPW 2013) ausgelobt. Das Preisgericht
tagte am 19.07.2020.

Am 08.06.2020 hat der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Planen und Bauen die Vorlage
Nr. 2020/3404 (siehe auch Erganzung zur Vorlage Nr. 2020/3404/1) zur Einleitung, zur
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 38/1ll und zur Durchfuhrung der
friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der Trager 6f-
fentlicher Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Bezirksvertretung fur den
Stadtbezirk Il schloss sich dieser Beschlussfassung am 18.06.2020 an.

Frahzeitige Beteiligung:

Auf der Grundlage des am 19.07.2020 ermittelten Wettbewerbsergebnisses fand die
friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der Trager of-
fentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 17.08.2020 bis 15.09.2020
durch Aushang/direkte Einsichtnahme sowie Einstellung in das Internet statt.

Seitens der Offentlichkeit ging eine AuRerung ein. In dieser wurde die Frage nach der
Zulassigkeit des beschleunigten Verfahrens gestellt. Ferner wurde infrage gestellt, dass
der Neubau des Pfarrzentrums sich in seine Umgebung, die durch Baudenkmaler ge-
pragt ist, denkmalvertraglich einfugt. Ebenso wurden die Versiegelung auf dem Kirch-
engrundstick, die baurechtliche Zulassigkeit des Cafés im kinftigen Pfarrzentrum und
die Zukunft des heutigen Pfarrsaals thematisiert.

Im Rahmen der fruhzeitigen Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemal § 4
Abs. 1 BauGB sind 12 AulRerungen von Tragern o6ffentlicher Belange sowie sechs Aule-
rungen der Fachbereiche der Stadtverwaltung eingegangen.

Es wurde auf den Denkmal- und Ensembleschutz der Kirchengebaude hingewiesen.
Des Weiteren wurde bemerkt, dass eine Uberschreitung der Gebaudeflucht am Kirch-
platz des bestehenden Hauses der Begegnung als nicht denkmalvertraglich eingestuft
werde. AuRerdem ging aus der friihzeitigen Beteiligung hervor, dass ein Uberflutungs-
nachweis und die Versickerung von Niederschlagen zu prufen seien.

Ferner wurde auf Wegerechte und Gestattungsregelungen, unter anderem zu dem 6f-
fentlich nutzbaren FuBweg sudlich der Pfarrkirche (Verbindung Bergische Landstra-
Re/Dechant-Fein-Stralie), aufmerksam gemacht, die im Bebauungsplan zu bericksich-
tigen sind.

Anderung des Plangeltungsbereichs und Wechsel von einem vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan zu einem Angebotsbebauungsplan:




In der stadtebaulichen Planung sind Anlieger- und Zufahrtsrechte flr die unmittelbar
nordlich benachbarten Grundstiicke sowohl auf dem gemafR der Planung vergroerten
Kirchengrundstlck als auch auf den nérdlich angrenzenden Bestandsgrundstiicken zu
berucksichtigen. Aus diesem Grund werden die Grundstlcke Bergische Landstralde Nr.
68 und Nr. 70, die gemaly dem Aufstellungsbeschluss vom Juni 2020 nicht im Plangel-
tungsbereich lagen, in diesen einbezogen.

Dem gegenulber bestand fur das Flurstick 380, das sudlich des Kirchengrundstticks
liegt sowie fur eine Teilflache des Grundstlicks des Seniorenheims St. Elisabeth, kein
weiteres Planerfordernis im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans. Diese Fla-
chen konnen daher aus dem Plangeltungsbereich herausgenommen werden.

Mit der Umsetzung der Planung gemafll dem Wettbewerbsergebnis kdnnen zusatzliche
Eingriffe in den umgebenden Bestand und Auswirkungen auf die in der Nachbarschaft
vorhanden Baurechte weitestgehend vermieden werden. Daraufhin wurde der Gel-
tungsbereich der Planung auf das notwendige Mal} zurlickgeflihrt. Die beim Aufstel-
lungsbeschluss wegen eines moglichen Planungserfordernisses in den Plangeltungsbe-
reich einbezogenen Nachbargrundstucke bleiben nunmehr unberuhrt.

Da der Geltungsbereich sich nicht mehr nur auf das Vorhaben der Kirchengemeinde

,ot. Andreas” und wenige Erganzungsflachen bezieht, sondern auch die unmittelbar
ndrdlich angrenzenden Grundstlicke sowie ein Teilstlick der Gregor-Mendel-Stralle um-
fasst, ist ein vorhabenbezogener Bebauungsplan in Verbindung mit einem Vorhaben-
und ErschlieBungsplan nicht mehr anwendbar. Der Anteil des Plangeltungsbereichs, der
nicht zugleich mit dem Vorhaben Uberplant wird, ist mit ca. 26 % der gesamten Plange-
bietsflache bereits zu grof3, um noch als einzelne, in den Geltungsbereich gemaf § 12
Abs. 4 BauGB einbezogene Flache, gelten zu kénnen.

Das Planverfahren wird daher zur Aufstellung eines tUberwiegend projektbezogenen An-
gebotsbebauungsplans fortgesetzt. Hierdurch andert sich die urspringliche Bezeich-
nung als vorhabenbezogener Bebauungsplan V 38/lll ,Schlebusch (Ortsmitte) - Neubau
Pfarrzentrum St. Andreas” in Bebauungsplan Nr. 258/111 ,Schlebusch — zwischen Bergi-
sche Landstral’e, Dechant-Fein-Stral’e und Gregor-Mendel-Stral’e (Pfarrzentrum)®.

Aufstellung im Verfahren nach § 13a BauGB:
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt.
Die hierflr notwendigen Voraussetzungen gemal} § 13a Abs. 1 BauGB sind wie folgt
gegeben:
— Die Obergrenze fur die Anwendung des beschleunigten Verfahrens von
20.000 m? zulassiger Grundflache gemal § 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird
mit einer zuldssigen Grundflache von 5.066 m? unterschritten.

— Es liegen keine Anhaltspunkte vor, die eine Beeintrachtigung der nach § 1 (6)
Nr.7b genannten Schutzguter des Baugesetzbuches (BauGB) - Natura 2000-
Gebiete, FFH-Gebiete - erwarten lassen.

— Bei der Planung sind keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Aus-
wirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Abs.1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten. Das Plangebiet befindet sich nicht in-
nerhalb des mdglichen Einflussbereichs von Storfallbetrieben/-anlagen.
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Aufgrund der Anderung der Verfahrensart, der geanderten Planbezeichnung und der
geanderten Plangebietsabgrenzung war es erforderlich, den Aufstellungsbeschluss fur
den Bebauungsplan Nr. 258/11l neu zu fassen. Auf die Ergebnisse der bisher flr den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan V38/Ill erfolgten frihzeitigen Beteiligungen konnte
aber flr den Angebotsplan Nr. 258/I1I weiterhin zurtickgegriffen werden. In § 3 Abs. 1
Satz 3 Nr. 2 BauGB ist geregelt, dass auf eine (erneute) frihzeitige Beteiligung im Plan-
verfahren dann verzichtet werden kann, wenn die Unterrichtung und Erérterung zuvor
bereits auf anderer Grundlage erfolgt sind. Dies war mit den frihzeitigen Beteiligungen,
die fur den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. VV38/1ll erfolgt sind, der Fall.

Offentliche Auslegung:

Die Offentlichkeit und die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden
gemal § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.03.2022 bis ein-
schliel3lich dem 29.04.2022 an der Bauleitplanung beteiligt. Die Beteiligung erfolgte
durch Aushang/direkte Einsichtnahme und die Einstellung in das Internet.

Seitens der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. Im Rahmen der Be-
teiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 Abs. 2 BauGB sind 27 Stellung-
nahmen von Tragern o6ffentlicher Belange sowie 13 Stellungnahmen der Fachbereiche
der Stadtverwaltung eingegangen. Es wurde erneut auf den Uberarbeitungs- und Detail-
lierungsbedarf zur Versickerung von Niederschlagen und zum Uberflutungsnachweis
hingewiesen. Die Uberarbeitung ist erfolgt. Das Entwasserungskonzept sowie der Uber-
flutungsnachweis wurden mit den Technischen Betrieben der Stadt Leverkusen A6R
(TBL) abschliellend abgestimmt. Am 07.06.2022 teilten die TBL mit, dass die Vorbehal-
te aus der Stellungnahme vom 25.04.2022 ausgeraumt wirden, wenn zukunftig mit ei-
ner mafdgeblichen Regendauer von 10 Min. gerechnet werde. Die auf dieser Grundlage
angepasste hydraulische Berechnung sowie die dazugehdorigen Planunterlagen sind
geandert. Das Uberarbeitete Gutachten liegt dem anstehenden Satzungsbeschluss zu-
grunde.

Beteiligung einzelner Betroffener nach der 6ffentlichen Auslegung gemal § 4a Abs. 3
Satz 4 BauGB:

Die textliche Festsetzung Nr. 6 wurde entsprechend dem oben genannten Abstim-
mungsergebnis nach der 6ffentlichen Auslegung geandert. Das Mindestvolumen fur die
Speicherung von Regenwasser wird mit 45,5 m? statt zuvor 25 m? festgesetzt. Die Ande-
rung berthrt die Grundztige der Planung nicht, sodass es gemal} § 4a Abs. 3 Satz 4
BauGB keiner erneuten o6ffentlichen Auslegung bedurfte. Die Ruckhaltung des Nieder-
schlagswassers erfolgt mit einer privaten Abwasseranlage. Betroffener Trager offentli-
cher Belange sind die TBL als Netzbetreibende. Wasserrechtliche Belange sind nicht
betroffen, da keine Versickerung des Regenwassers oder Einleitung in ein Gewasser
vorgesehen sind. Eine Betroffenheit anderer 6ffentlicher Belange wie Arten- und Bio-
topschutz und Denkmalpflege ist aufgrund der VergréRerung des Riickhaltevolumens
nicht erkennbar. Eine Betroffenheit der Offentlichkeit ist Uber die Kirchengemeinde hin-
aus nicht gegeben. Die private Abwasseranlage wird unterirdisch errichtet und wirkt sich
auf das Erscheinungsbild des Plangebietes und seiner Umgebung nicht aus. Auswir-
kungen auf Grundstiicke Dritter durch Vernassung oder ahnliches kénnen nicht eintre-
ten, da es sich nicht um eine Versickerungsanlage handelt. Ebenso sind keine Leitungs-
rechte oder Wegrechte zulasten Dritter erforderlich. Die Einholung der Stellungnahmen
wurde aus den vorgenannten Griinden auf die betroffene Offentlichkeit und den durch
die Anderung berlihrten Trager 6ffentlicher Belange beschrankt. Hierbei handelt es sich
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um die Kirchengemeinde Sankt Andreas und die TBL. Die Kirchengemeinde Sankt An-
dreas wurde mit Anschreiben (E-Mail) vom 10.06.2022 um Stellungnahme gebeten. Sie
hat mit Schreiben vom 14.06.2022 ihre Zustimmung zu der Anderung erklart. Die TBL
haben mit Schreiben vom 07.06.2022 erklart, dass ihre zuvor geaduf3erten Bedenken
ausgeraumt sind.

Die gemalR § 4a BauGB erganzten und geanderten Verfahrensunterlagen gehen in die
entsprechende Beschlussfassung zu den nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgten Stellung-
nahmen (Anlage 6.2 der Vorlage) mit ein. Die Abwagungsergebnisse werden die Fest-
setzungen des Bebauungsplans (Anlage 4 der Vorlage) und in die Begrindung des Be-
bauungsplans (Anlage 5 der Vorlage) aufgenommen. Das Uberarbeitete Gutachten (An-
lage 9 der Vorlage: Uberflutungsnachweis nach DIN 1986-100, Gleichung 100) wird
neuer Bestandteil der Satzung. Generell soll der Regenriickhaltung bei Starkregener-
eignissen verstarkt Rechnung getragen werden. Entsprechend soll eine unterirdische
Rigole von seinerzeit etwa 25 m? auf nunmehr 45 m? erweitert werden. Dies wird in der
kUnftigen ErschlieBungsplanung nachzuweisen sein.

Weitere Verfahrensschritte:

Uber die kurzfristig zu erwartenden BaumaRnahmen werden ErschlieRungsmaRnahmen
mit den zustandigen Dienststellen der Stadt Leverkusen zu koordinieren sein. Neben
den MalRnahmen des Kanalbaus, des Hochwasserschutzes und des Regenwasserma-
nagements wird es zu einzelnen grunplanerischen Optimierungen der bisherigen offent-
lich nutzbaren Wegeverbindungen kommen.

Begriundung der einfachen Dringlichkeit:

Damit eine Beschlussfassung noch im September-Turnus erreicht werden kann, wird die
Vorlage nach Abschluss der internen Abstimmungen zum Nachtragstermin eingebracht.

Anlage/n:

258-1ll_Anlage 1 Geltungsbereich
258-11l_Anlage 2 Bestehendes Planungsrecht (8)
258-Ill_Anlage 3.1_Plan_A0_2_ 220729 (003)
258-Ill_Anlage 3.2 Plan A4

258-Ill_Anlage 4 Textl. Festsetzungen (4)
258-Ill_Anlage 5 Begrundung

258-Ill_Anlage 6.1 Abwagung frihz. Beteiligung
258-11l_Anlage 6.2 Abwagung Offenlage (6)
258-1ll_Anlage 7 ASP1

258-Ill_Anlage 8 Bericht Baumkartierung
258-11l_Anlage 9 Entwéasserungskonzept + Uberflutungsnachweis
258-Ill_Anlage 10 Baugrundgutachten
258-Ill_Anlage 11 Bestandsaufnahme Kerngebiet



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text15
	Text16
	Text17
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Sachverhalt
	Anlage

